
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 
FREIE WÄHLER
vom 12.02.2015

Befristungsquoten bei wissenschaftsunterstützendem 
Personal an bayerischen Hochschulen

Die Antwort des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst vom 03.04.2014 (Drs. 17/1585) auf 
meine Schriftliche Anfrage vom 18.11.2013 hatte gezeigt, 
dass zwischen 74 und 100 Prozent der Neueinstellungen 
von wissenschaftsunterstützendem Personal an bayeri-
schen Hochschulen 2013 nur befristet erfolgte. Somit wird 
sich der Anteil befristeter Beschäftigungen in dieser Per-
sonalgruppe weiter erhöhen. Schon 2013 lag er beim wis-
senschaftsstützenden Personal an 20 der 26 staatlichen 
Hochschulen über 25 Prozent. Obwohl das Staatsminis-
terium dies in seiner Antwort als unproblematisch ansieht, 
wurde laut Pressemitteilung Nr. 453 vom 12.12.2014 eine 
Arbeitsgruppe mit Vertretern der Hochschulen eingerichtet, 
die über die Befristung von Arbeitsverträgen an bayerischen 
Hochschulen beraten soll.
 
Ich frage die Staatsregierung:
 
1. a) Hält die Staatsregierung Befristungsanteile zwischen 

74 und 100 Prozent bei Neueinstellungen im Bereich 
des wissenschaftsstützenden Personals für notwen-
dig, um eingeworbene Drittmittelprojekte umsetzen zu 
können?

 b) Wenn nein: Welche Handlungsnotwendigkeiten sieht 
die Staatsregierung, um die Befristungsquote auf das 
unumgängliche Maß zu reduzieren? Wie und in wel-
chem Zeitrahmen sollen entsprechende Maßnahmen 
umgesetzt werden?

 c) In welchem Umfang wird an den einzelnen bayeri-
schen Hochschulen nicht nur Personal aus Mitteln, 
sondern auch Personal auf Stellen befristet eingestellt 
oder weiterbeschäftigt?

 
2. a) Mit welcher Zielsetzung berät die in der Pressemittei-

lung Nr. 453 vom 12.12.2014 angekündigte Arbeits-
gruppe die Befristung von Arbeitsverträgen an Hoch-
schulen in Bayern?

 b) Wird auch die Befristung von Arbeitsverträgen des 
wissenschaftsstützenden Personals in den Bereichen 
Bibliothek, Technik und Verwaltung einbezogen?

 c) Sind Personalvertretungen als Arbeitsgruppenmitglied 
einbezogen? Wenn ja, welche? Wenn nicht, warum 
nicht?

 
3. a) Sind dem Staatsministerium die Vorschläge des Ge-

samtpersonalrats bei der Technischen Universität 
München zur Befristungspraxis im wissenschaftsstüt-

zenden Bereich aus seinem Positionspapier „Hoch-
schule sind wir alle!“ bekannt?

 b) Liegen dem Staatsministerium andere Vorschläge von 
Personalvertretungsgremien zur Befristungspraxis an 
Hochschulen vor?

 c) Plant das Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst in eine Diskussion über diese 
Vorschläge einzutreten, um sie ggf. ganz oder teilwei-
se umsetzen zu können?

Antwort
des Staatsministeriums für Bildung und Kultus, Wissen-
schaft und Kunst
vom 09.06.2015

1. a) Hält die Staatsregierung Befristungsanteile zwi-
schen 74 und 100 Prozent bei Neueinstellungen im 
Bereich des wissenschaftsstützenden Personals 
für notwendig, um eingeworbene Drittmittelprojek-
te umsetzen zu können?

Die Vertragsgestaltung ist Sache der Hochschulen und in 
hohem Maß von den Einstellungsmöglichkeiten und -be-
dürfnissen der jeweiligen Hochschule abhängig. Die Per-
sonalverwaltung ist zwar staatliche Angelegenheit, sie 
wird aber von den Hochschulen in eigener Verantwortung 
wahrgenommen. Das Staatsministerium überprüft die große 
Vielzahl der Einstellungen und Beschäftigungsverhältnisse 
nicht auf ihre zweckgerechte Ausgestaltung. Die Aufsicht 
beschränkt sich vielmehr auf eine sachliche und rechtliche 
Überprüfung von konkreten Beschwerden, die an das Minis-
terium herangetragen werden.

Das Arbeitsrecht eröffnet in § 14 des Gesetzes über Teil-
zeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (im Folgenden: 
TzBfG) eine Vielzahl rechtlich zulässiger Befristungsmög-
lichkeiten. Dem Staatsministerium liegen bislang keine An-
haltspunkte dafür vor, dass die Hochschulen die einschlä-
gigen arbeitsrechtlichen Vorschriften nicht ordnungsgemäß 
anwenden würden.

Im Rahmen einer gezielten Nachfrage bei einzelnen 
Hochschulen wurde zudem deutlich, dass die Gründe für 
eine Befristung bei Neueinstellungen vielgestaltig sind. Ab-
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gesehen von den Fällen der Vertretung bei Ausfällen (Krank-
heit, Elternzeit etc.) ist gerade bei Drittmittelprojekten am 
Anfang eines Projekts der konkrete längerfristige Bedarf für 
bestimmte Dienstleistungen nicht immer klar. Es kann daher 
sinnvoll sein, wenn man zunächst eine Projektorientierungs-
phase voranstellt, um die längerfristige Forschungsteamge-
staltung vorbereiten zu können.

Was Befristungen im Rahmen von Drittmittelprojekten be-
trifft, ist außerdem zu beachten, dass Drittmittel so gut wie 
immer befristet vergeben werden. Die daraus finanzierten 
Beschäftigungen werden daher in der Regel ebenfalls be-
fristet. Ausnahmen davon sind dann möglich, wenn Hoch-
schulen davon ausgehen dürfen, dass Drittmittel immer in 
einer bestimmten Höhe eingeworben werden können und 
wenn in einem bestimmten Umfang Overheadmittel vorhan-
den sind, aus denen sich Personal dauerhaft beschäftigen 
lässt.

 b) Wenn nein: Welche Handlungsnotwendigkeiten 
sieht die Staatsregierung, um die Befristungsquo-
te auf das unumgängliche Maß zu reduzieren? Wie 
und in welchem Zeitrahmen sollen entsprechende 
Maßnahmen umgesetzt werden?

Siehe oben Antwort zu Frage 1 a.

 c) In welchem Umfang wird an den einzelnen baye-
rischen Hochschulen nicht nur Personal aus Mit-
teln, sondern auch Personal auf Stellen befristet 
eingestellt oder weiterbeschäftigt?

Aus der nachfolgenden Tabelle ergibt sich, wie viele nicht-
wissenschaftliche Arbeitnehmer an den einzelnen Hoch-
schulen zum Stichtag 1. Dezember 2014 zulasten von Stel-
len des Personalsolls A der Hochschulstammkapitel befristet 
beschäftigt wurden. Dabei ist zu beachten, dass die Daten 
der Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU) in der 
Tabelle nicht enthalten sind, da die LMU nicht fristgerecht 
entsprechende Daten liefern konnte.

Hochschule

befristete 
nichtwissen- 
schaftliche 
Arbeitneh-

mer (Perso-
nen)

Stellen im 
Stellensoll A 
für nichtwis-
senschaftli-
che Arbeit-

nehmer

Quote der 
befristeten 

Besetzungen 
in %

Technische Universität
München 131,14 2.014,00 6,51

Universität Augsburg 50 320,74 15,59
Universität Bamberg 51 173,47 29,40
Universität Bayreuth 7 36,05 19,42
Universität Erlangen-
Nürnberg 158 1.124,80 14,05

Universität Passau 31 155,00 20,00
Universität Regensburg 137 734,90 18,64
Universität Würzburg 169 831,76 20,32

HAW-Fachhochschule 
Aschaffenburg 3 6,00 50,00

HAW-Fachhochschule 
Rosenheim 4 38,25 10,46

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
Ansbach

3 17,50 17,14

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
Augsburg

6 21,50 27,91

Hochschule

befristete 
nichtwissen- 
schaftliche 
Arbeitneh-

mer (Perso-
nen)

Stellen im 
Stellensoll A 
für nichtwis-
senschaftli-
che Arbeit-

nehmer

Quote der 
befristeten 

Besetzungen 
in %

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaf-
ten Coburg

10 36,25 27,59

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaf-
ten Hof

2 26,00 7,69

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
Kempten

2 26,25 7,62

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
Landshut

3 13,55 22,14

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
München

35 86,34 40,54

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
Neu-Ulm

5 12,80 39,06

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaf-
ten Weihenstephan-
Triesdorf

17 158,33 10,74

Hochschule für ange-
wandte Wissenschaften 
Würzburg-Schweinfurt

11 25,00 44,00

Ostbayerische Tech-
nische Hochschule 
Amberg-Weiden

7 16,55 42,30

Ostbayerische Tech-
nische Hochschule 
Regensburg

22 51,50 42,72

Technische Hochschule 
Deggendorf 6 11,00 54,55

Technische Hochschule 
Ingolstadt 2 10,66 18,76

Technische Hochschule  
Nürnberg Georg-
Simon-Ohm

17 58,50 29,06

Akademie der bilden-
den Künste München 2 33,00 6,06

Akademie der bilden-
den Künste Nürnberg 2 8,50 23,53

Hochschule für Fernse-
hen und Film München 1 38,25 2,61

Hochschule für Musik 
und Theater München 4 33,72 11,86

Hochschule für Musik 
Nürnberg 0 9,20 0,00

Hochschule für Musik 
Würzburg 0 19,00 0,00

Bei der Auswertung der Zahlen ist zu bedenken, dass befris-
tete Beschäftigungsverhältnisse auch aus Mitteln finanziert 
werden können, deren Ursprung auf Stellengehälter des 
Personalsolls A zurückgeführt werden kann.

Dies ergibt sich aus den Stellengehälterinanspruchnah-
mevermerken der jeweiligen Hochschulkapitel. Diese mit-
telfinanzierten befristeten Beschäftigungsverhältnisse des 
nichtwissenschaftlichen Personals sind in der oben darge-
stellten Tabelle nicht enthalten. Die in der Tabelle ausge-
wiesenen Zahlen beziehen sich vielmehr nur auf die stel-
lenfinanzierten befristeten Beschäftigungsverhältnisse und 
entsprechen daher nicht der Gesamtzahl der aus dem Per-
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sonalsoll A finanzierten Befristungen des nichtwissenschaft-
lichen Personals.

Darüber hinaus enthalten die Zahlen auch befristete Be-
schäftigungsverhältnisse, in denen eine unbefristete Be-
schäftigung regelmäßig nicht in Betracht kommt, wie bei-
spielsweise Vertretungsfälle bei Beurlaubung, Elternzeit 
oder Langzeiterkrankung etc.

Damit relativiert sich die Aussagekraft der genannten Da-
ten.

2. a) Mit welcher Zielsetzung berät die in der Pressemit-
teilung Nr. 453 vom 12.12.2014 angekündigte Ar-
beitsgruppe die Befristung von Arbeitsverträgen 
an Hochschulen in Bayern?

 b) Wird auch die Befristung von Arbeitsverträgen des 
wissenschaftsstützenden Personals in den Berei-
chen Bibliothek, Technik und Verwaltung einbezo-
gen?

 c) Sind Personalvertretungen als Arbeitsgruppenmit-
glied einbezogen? Wenn ja, welche? Wenn nicht, 
warum nicht?

Die Arbeitsgruppe „Befristungen“ hat ihre Arbeit Ende De-
zember 2014 abgeschlossen und Vorschläge zum Umgang 
mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen auf der Grund-
lage des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) 
vorgelegt. Die Vorschläge wurden von den Hochschulver-
bünden diskutiert und waren Ausgangspunkt für die mittler-
weile in Kraft getretenen „ Grundsätze der staatlichen bay-
erischen Hochschulen zum Umgang mit Befristungen nach 
dem WissZeitVG und zur Förderung von Karriereperspekti-
ven für den wissenschaftlichen Nachwuchs“.

Thema der Arbeitsgruppe wie auch der von den Hoch-
schulen unterzeichneten Grundsätze waren bzw. sind aus-
schließlich Befristungen nach dem WissZeitVG. Davon 
erfasst sind befristete Verträge mit wissenschaftlichem Per-
sonal in der Qualifizierungsphase (§ 2 Abs. 1 WissZeitVG) 
oder mit wissenschaftlichem und nichtwissenschaftlichem 
Personal im Rahmen von Drittmittelprojekten. Die Befristung 
von Arbeitsverträgen des „wissenschaftsstützenden“ Perso-

nals in den Bereichen Bibliothek, Technik und Verwaltung 
war nicht Gegenstand der Arbeitsgruppe.

Personalvertretungen waren nicht als Mitglied in die Ar-
beitsgruppe einbezogen, da sich die Arbeitsgruppe ganz 
überwiegend mit einem Personenkreis befasst hat, bei dem 
die Mitsprache der Personalvertretung nach Art. 4 Abs. 4 a 
bzw. Art. 78 Abs. 1 f BayPVG vollständig oder in wesentli-
chen Teilen ausgeschlossen ist.

Die Interessen des betroffenen akademischen Mittelbaus 
wurden in der Arbeitsgruppe durch den Sprecher des Lan-
desverbandes Wissenschaftler Bayern vertreten.

Im Übrigen verweisen wir auf unseren Bericht an den Vor-
sitzenden des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst im 
Bayerischen Landtag vom 18. März 2015, Az. X.1-H2170-
10b/23188.

3. a) Sind dem Staatsministerium die Vorschläge des 
Gesamtpersonalrats bei der Technischen Univer-
sität München zur Befristungspraxis im wissen-
schaftsstützenden Bereich aus seinem Positions-
papier „Hochschule sind wir alle!“ bekannt?

 b) Liegen dem Staatsministerium andere Vorschläge 
von Personalvertretungsgremien zur Befristungs-
praxis an Hochschulen vor?

 c) Plant das Staatsministerium für Bildung und Kul-
tus, Wissenschaft und Kunst in eine Diskussion 
über diese Vorschläge einzutreten, um sie ggf. 
ganz oder teilweise umsetzen zu können?

Das Positionspapier „Hochschule sind wir alle“ ist dem 
Staatsministerium bekannt. Es bezieht sich konkret auf 
die Verhältnisse an der TU München. Andere vergleichba-
re Vorschläge von Personalvertretungsgremien zur Befris-
tungspraxis an Hochschulen liegen dem Staatsministerium 
nicht vor. Aus Sicht des Staatsministeriums sollten die Per-
sonalvertretungen entsprechende Vorschläge zunächst an 
die Hochschulen richten, weil nur vor Ort und bei Kenntnis 
der konkreten Bedürfnisse eine Personalpolitik entwickelt 
werden kann, die den Umfang der Befristungen langfristig 
reduziert.


